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Teil B: Text

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften, VDI-
Richtlinien und ähnliche Regelungen) sowie Gutachten können bei der Stadt Leipzig im Neuen Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtplanungsamt, Zimmer 499, während der Sprechzeiten 
eingesehen werden.

I. Festsetzungen

1 Planungsrechtliche Festsetzungen
[§ 9 Abs. 1 bis 3 BauGB]

1.1 Art der baulichen Nutzung
[§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB ]

1.1.1 In dem Teil-Baugebiet MI 1.1 ist ausschließlich folgende Art der baulichen Nutzung allgemein 
zulässig:

• Wohngebäude.

1.1.2 In den Teil-Baugebieten MI 1.2 und MI 1.3 sind ausschließlich folgende Arten der baulichen Nutzung 
allgemein zulässig:

• Geschäfts- und Bürogebäude,

• Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

• sonstige Gewerbebetriebe,

• Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke,

• Gartenbaubetriebe.

1.1.3 In dem Baugebiet MI 1 sind unzulässig: 

• Tankstellen,

• Vergnügungsstätten,

• Werbeanlagen als eigenständige Hauptnutzung.

[§ 1 Abs. 9 BauNVO]

1.1.4 In den Teil-Baugebieten MI 1.2 und MI 1.3 gilt:

(1) Einzelhandelsbetriebe sind unzulässig.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, 
die sich ganz oder teilweise an den Endverbraucher richten („Werksverkauf“), wenn

a) die Sortimente in räumlicher und fachlicher Verbindung zu der Produktion, der Ver- und 
Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und Serviceleitungen einer im räumlichen 
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Geltungsbereich dieses Bebauungsplans oder in dessen unmittelbarem Umfeld 
befindlichen Betriebsstätte stehen und

b) die Größe der dem Verkauf der Sortimente nach Absatz a) dienenden Fläche 
(Verkaufsfläche) max. 10% der Geschossfläche der zugehörigen Betriebsstätte, jedoch 
max. 800 m2  nicht überschreitet.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist der „Leipziger Laden" zulässig. Bei diesem Betriebs- bzw. 
Anlagetyp handelt es sich um ein Ladengeschäft, welches 

a) als Fachgeschäft ein branchenspezifisches oder bedarfsgruppenorientiertes Sortiment führt 
oder zur ergänzenden Versorgung der Bevölkerung in seinem Einzugs- und Nahbereich 
dient und

b) eine Größe der Verkaufsfläche von 150 m2 nicht überschreitet.

[§ 1 Abs. 5 und 9 BauNVO]

1.1.5 In allen Gewerbegebieten sind ausschließlich folgende Arten der baulichen Nutzung allgemein 
zulässig:

• Gewerbebetriebe aller Art sowie Lagerhäuser und Lagerplätze, sofern nicht nachfolgend anders 
geregelt und öffentliche Betriebe,

• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

1.1.6 In allen Gewerbegebieten sind folgende Arten der baulichen Nutzung, sofern nicht nachfolgend 
anders geregelt, unzulässig:

• Tankstellen,

• Anlagen für sportliche Zwecke,

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

• Vergnügungsstätten,

• Verteilzentren für den Einzelhandel, für Kurier-, Express-, Paket- und Postdienste sowie für 
Baustoffe und Baumaterialien,

• Freiflächen-Photovoltaikanlagen als eigenständige Hauptnutzung,

• Werbeanlagen als eigenständige Hauptnutzung.

[§ 1 Abs. 5 und 9 BauNVO]

1.1.7 In den Gewerbegebieten GE 4 bis GE 12 sind über die Festsetzung 1.1.5 hinaus ausschließlich 
folgende Arten der baulichen Nutzung allgemein zulässig:

• Anlagen für sportliche Zwecke.

1.1.8 In den Gewerbegebieten GE 4 bis GE 12 sind über die Festsetzung 1.1.6 hinaus ausschließlich 
folgende Arten der baulichen Nutzung ausnahmsweise zulässig:

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
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untergeordnet sind,

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

1.1.9 In allen Gewerbegebieten gelten die Regelungen bezüglich des Einzelhandels der Festsetzung 1.1.4 
entsprechend.

1.2 Bezugshöhe

Für die Baugebiete GE 4 bis GE 12 sowie für das Baugebiet MI 1 ist die Bezugshöhe die mittlere 
Höhe der Oberkante der an das Baugrundstück angrenzenden Verkehrsflächen gemessen an den 
Endpunkten der anliegenden Grenzen des jeweiligen Baugrundstückes. 

[§ 18 Abs. 1 BauNVO]

1.3 Abweichende Bauweise

Für die Baugebiete GE 1 bis GE 3 wird die abweichende Bauweise festgesetzt: Gebäude sind mit 
seitlichem Grenzabstand zu errichten. Die Länge der Baukörper darf 50 m überschreiten. 

[§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 1 BauNVO]

1.4 Versickerung des Niederschlagswassers

Niederschlagswasser, das nicht auf den Grundstücken versickern kann, ist in dezentralen 
Regenwasserrückhalteanlagen auf den Baugrundstücken (z. B. Zisternen) zurückzuhalten, als 
Brauchwasser (z. B. Gießwasser, Spülwasser) zu verwenden und/oder über Überläufe 
naturraumverträglich in die zentralen Regenrückhaltebecken und weiter in den Bahngraben 
abzuleiten.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]

1.5 Verwendungsbeschränkungen für feste Brennstoffe

Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt für neue oder wesentlich geänderte 
Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe eine abweichende Festlegung zu den in der Ersten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen – 1. BlmSchV) vom 26. Januar 2010 (BGBI. S.38) genannten 
Emissionsgrenzwerten für Staub. Danach dürfen die staubförmigen Emissionen im Abgas aller 
Festbrennstoff-Feuerungsanlagen die Massenkonzentration der Stufe 2 der 1. BlmschV nicht 
überschreiten.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB]

1.6 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinw irkungen 

1.6.1 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche (einschließlich der 
Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück) die in der folgenden Tabelle angegebenen 
Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 
6:00 Uhr) überschreiten.
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Festsetzung von Emissionskontingenten

Baugebiet LEK, tags

dB (A) / m2

LEK, nachts

dB (A) / m2

GE 1 58 43

GE 2 61 45

GE 3 58 45

GE 4 55 48

GE 5 55 40

GE 6 55 48

GE 7 55 40

GE 8 55 40

GE 9 60 45

GE 10 60 45

GE 11 55 40

GE 12 55 40

Im Genehmigungsverfahren ist die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens nach 
DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 zu ermitteln.

[§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO]

1.6.2 Festsetzung von weiteren Lärmschutzmaßnahmen

a) Zur Sicherstellung der Immissionskontingente zum Schutz angrenzender schutzwürdiger 
Nutzungen werden folgende Mindesthöhen des Landschaftswalls in der Fläche M 3.2 an den in der 
Planzeichnung dargestellten Abschnitten festgesetzt:

Bezeichnung der Abschnitte Länge (Hinweis) Mindesthöhe

L 1 50 m 131 m über NHN

L 2 160 m 130 m über NHN

L 3 120 m 127 m über NHN

b) Im Abschnitt L 1 ist ein Schallschutzbauwerk mit folgenden Eigenschaften zu errichten: Wall in 
Kombination mit einer vertikalen Wand, die bei einer Höhe von 131 m ü. NHN in Richtung Baugebiet 
GE 3 horizontal auskragt. Die Tiefe der horizontalen Auskragung beträgt 3,00 m. Das Bauwerk ist an 
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der Westseite zu begrünen.

Von der getroffenen Festsetzung der Ausgestaltung des Schallschutzbauwerkes können bei 
Einhaltung der maximalen Höhe von 131 m ü. NHN Ausnahmen zugelassen werden, wenn der 
Wallcharakter beibehalten und gutachterlich nachgewiesen wird, dass durch eine abweichende 
Ausgestaltung die Lärmschutzwirkung bei Einhaltung der Immissionskontingente ebenfalls 
sichergestellt wird.

In den Abschnitten L 2 und L 3 wird ein Wall festgesetzt (siehe Festsetzung Nr. 1.8.3).

[§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB]

1.7 Grünordnerische Festsetzungen

1.7.1 Begrünung der Straßenräume

Entlang der Stahmelner Allee und des Wiesenring sind beiderseits Straßenbäume (Stammumfang 20-
25 cm, Kronenansatz in mindestens 2,50 m Höhe) im Regelabstand von 15 m zu pflanzen, dauerhaft 
zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Für jeden Baum ist eine offene Bodenfläche von mindestens 
6 m2 vorzusehen. Die Baumscheiben sind vor Überfahren zu schützen. Vorhandene Straßenbäume 
sind zu erhalten und bei Abgang entsprechend den in Satz 1 genannten Maßen zu ersetzen. 

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.2 Begrünung der privaten Grundstücksflächen

Die gemäß festgesetzter Grundflächenzahl (GRZ) nicht überbaubaren Flächenanteile der 
festgesetzten Gewerbe- und Mischgebiete sind zu mindestens 50 % mit einheimischen 
standortgerechten Sträuchern (mindestens 40 Stück pro 100 m2) zu bepflanzen. Außerdem sind sie 
mit einem einheimischen, standortgerechten Baum (Stammumfang mindestens 16-18 cm) je 
angefangene 200 m2 nicht überbaubarer Grundstücksfläche zu bepflanzen. Die Anpflanzungen sind 
dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Im Gewerbegebiet GE 1 werden festgesetzte 
Pflanzungen nach Festsetzung Nr. 1.7.3 angerechnet.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.3 Gehölzanpflanzungen

Innerhalb der mit G 4 bezeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind 
heimische, standortgerechte Sträucher (mindestens 40 Stück pro 100 m²) und ein einheimischer, 
standortgerechter Laubbaum, (Stammumfang mindestens 16-18 cm) je angefangene 200 m² zu 
pflanzen, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.4  Landschaftsbildwirksame Gehölzpflanzungen 

Innerhalb der mit G 3 bezeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind 
Säulenpappeln (Populus tremula ´erecta´) Stammumfang mindestens 20-25 cm mit 10 m Abstand in 
Reihen anzupflanzen, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Festgesetzte Pflanzungen nach 
Festsetzung Nr. 1.7.3 werden angerechnet.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]
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1.7.5 Begrünung der Stellplätze

Je angefangene 4 ebenerdige Stellplätze ist mindestens ein einheimischer, standortgerechter Baum, 
Stammumfang mindestens 20-25 cm zu pflanzen, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Für jeden 
Baum ist eine offene Bodenfläche von mindestens 6 m2 vorzusehen.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.6 Dachbegrünung / solarenergetische Nutzung

Dachflächen auf baulichen Anlagen sind zu mindestens 50 % extensiv zu begrünen. Alternativ ist das 
Gebäudetragwerk, insbesondere die Dachkonstruktion, statisch so zu ertüchtigen, dass die 
Dachflächen zur Errichtung von solartechnischen Anlagen genutzt werden können.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a, 23b BauGB)

1.7.7 Fassadenbegrünung

In den Baugebieten GE 1 und GE 2 sind die nach Westen exponierten Wandflächen, deren Länge 20 
m überschreiten, mit Kletterpflanzen (Pflanzabstand maximal 1 m) zu begrünen. Die Anpflanzungen 
sind dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.8 Regenwasserrückhaltebecken südlich der Baugebi ete GE 10 und GE 11

Das Regenwasserrückhaltebecken ist als offene, landschaftlich gestaltete Mulde mit Raseneinsaat 
auszubilden.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB]

1.7.9 Begrünung der privaten Regenwasserrückhaltebec ken

Regenwasserrückhaltebecken innerhalb der Baugebiete sind als offene, landschaftlich gestaltete 
Mulden mit Raseneinsaat auszubilden.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB]

1.7.10 Begrünung der Entwässerungsgräben

Entwässerungsgräben sind als Wiese anzulegen.

[9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB]

1.7.11 Befestigung von Stellplätzen

Die Befestigung von Stellplätzen und ihren Zufahrten auf den Baugrundstücken ist so auszuführen, 
dass das auf den jeweiligen Flächen anfallende Niederschlagswasser weitestgehend innerhalb der 
Flächen versickern kann. Die sichtbaren Oberflächen der Befestigungen sind in heller Optik 
auszuführen.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]
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1.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung vo n Boden, Natur und Landschaft 

1.8.1 Maßnahmeflächen – Grünland, M 1

Auf den Flächen mit der Bezeichnung M 1 ist artenreiches Grünland anzulegen und extensiv zu 
pflegen.
10% der Flächen mit der Bezeichnung M 1 sind als Gehölzflächen mit heimischen, standortgerechten 
Sträuchern (mindestens 40 Stück pro 100 m²) und einem einheimischen, standortgerechten 
Laubbaum (Stammumfang mindestens 20-25 cm) je angefangene 200 m² auszubilden. Vorhandene 
Gehölze sind zu erhalten. Gehölze, die die Mindestanforderungen erfüllen, werden angerechnet.

Darüber hinaus sind entlang der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (Geh- und Radwege) 
im südlichen Teil des Geltungsbereiches einseitig heimische, standortgerechte Bäume (Stammumfang 
20-25cm) im Regelabstand von 10 m zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 

Vorhandene naturnahe Gewässer sind zu erhalten.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB]

1.8.2 Maßnahmeflächen - Bahngraben, M 2

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung M 2 ist der verrohrte Bahngraben zu öffnen und naturnah 
zu gestalten. Der Bach ist mit mäandrierendem Verlauf mit Aufweitungen, Vertiefungen und 
Anstauungen auszubilden. Der Uferrandstreifen (10 m beiderseits des Gewässers) ist der natürlichen 
Sukzession zu überlassen. Es sind Anpflanzungen kleinerer Gehölzgruppen mit heimischen 
standortgerechten Gehölzen vorzunehmen. Die Anlage von Wegen mit wasserdurchlässiger 
Befestigung, die für die Bewirtschaftung des Gewässers erforderlich sind, ist zulässig.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 16, 20, 25 BauGB]

1.8.3 Maßnahmeflächen - Landschaftswälle, M 3.1

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung M 3.1 sind Erdwälle zu errichten mit Mindesthöhen 
entsprechend Planeinschrieb, die die gesamte dargestellte Fläche für Aufschüttungen einnehmen. Die 
im Plan festgesetzten Abgrenzungslinien der Aufschüttung entspricht dem jeweiligen Böschungsfuß 
der Wälle. Auf den Wällen ist artenreiches Grünland anzulegen und extensiv zu pflegen.

Maßnahmeflächen - Landschaftswälle, M 3.2, M 3.3

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung M 3.2 und M 3.3 sind Erdwälle zu errichten mit 
Mindesthöhen entsprechend Planeinschrieb, die die gesamte dargestellte Fläche für Aufschüttungen 
einnehmen. Innerhalb der Fläche mit der Bezeichnung M 3.2 ist ein Erdwall zu errichten mit 
Mindesthöhen entsprechend der Festsetzung Nr. 1.6.2. Für beide Flächen gilt: Die im Plan 
festgesetzten Abgrenzungslinien der Aufschüttungen entspricht dem jeweiligen Böschungsfuß der 
Wälle. An den südexponierten Böschungen sind offene Sandflächen, Stein- und Findlingshaufen 
einzurichten. Zudem sind südexponierte Böschungen weitgehend der natürlichen Sukzession zu 
überlassen. Auf den verbleibenden Flächen der Wälle ist artenreiches Grünland anzulegen und 
extensiv zu pflegen.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]

1.8.4 Maßnahmeflächen - Gehölzanpflanzungen G 1, hei mische Arten

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung G 1 sind heimische, standortgerechte Sträucher 
(mindestens 40 Stück pro 100 m²) und ein einheimischer, standortgerechter Laubbaum, 
(Stammumfang mindestens 20-25 cm) je angefangene 200 m² zu pflanzen, zu pflegen und bei 
Abgang zu ersetzen. 

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB]
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1.8.5 Maßnahmeflächen – Landschaftsbildwirksame Gehö lzpflanzung

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung G 2 sind Säulenpappeln (Populus tremula ´erecta´), 
Hainbuchen (Carpinus betulus), Spitzahorn (Acer platanoides), Silber-Weide (Salix alba) oder 
Vogelkirsche (Prunus avium) Stammumfang mindestens 20-25 cm mit 10 m Abstand in Reihen einer 
Art zu pflanzen, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a BauGB]

1.8.6 Maßnahmeflächen - Wald mit Waldrand, zum Teil mit dornigen Sträuchern

Die als Wald in der Planzeichnung festgesetzte Fläche ist mit heimischen, standortgerechten 
Baumarten aufzuforsten (Zielbestockung Eichen-Hainbuchenwald). An den Rändern sind gestufte 
Waldränder mit einer Mindestbreite von 10 m, an der Ostseite der Aufforstung mit einer Mindestbreite 
von 30 m aus heimischen, standortgerechten Sträuchern anzulegen. In Abschnitten von mindestens 
20 m Länge ist der Waldrand mit heimischen, standortgerechten dornigen Sträuchern zu bepflanzen.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 18b und 20 BauGB]

1.8.7 Planexterne Ausgleichsmaßnahme - Baumwiese

Zuordnungsfestsetzung:

Zum Ausgleich des Eingriffs ist innerhalb der Flurstücke Nr. 161/53, 169/12, 169/7, 386/5, 377/8, 
385/1 und 376/1 der Gemarkung Stahmeln eine ca. 4,0 ha große Fläche als Baumwiese anzulegen. 
Diese Ausgleichsmaßnahme wird den im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans als Gewerbegebiet 
(GE) und als Mischgebiet (MI) ausgewiesenen Baugrundstücken und Verkehrsflächen insgesamt 
zugeordnet.

Inhaltliche Festsetzung:

Auf der oben benannten ca. 4,0 ha große Fläche ist artenreiches Grünland anzulegen und extensiv zu 
pflegen. Weiterhin sind auf der Fläche insgesamt 40 heimische, standortgerechte Laubbäume 
(Stammumfang mindestens 20-25 cm) zu pflanzen, zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 

1.9  Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen

1.9.1 Außenbeleuchtungen

Für Außenbeleuchtungen sind Leuchten mit insektenverträglicher Ausstattung zu verwenden.

[§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]

2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
[§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 SächsBO]

2.1 Dachneigungen

Dachneigungen von 0° bis 15° sind zulässig.

2.2 Werbeanlagen

Werbeanlagen mit wechselndem und/oder sich bewegendem Licht sowie Werbeanlagen oberhalb der 
Attika bzw. auf dem Dach sind unzulässig.
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2.3 Fassaden

In den Baugebieten GE 1 bis GE 3 sind für die Baukörper ausschließlich Farbtöne zwischen weiß und 
grau zulässig; der untere Fassadenbereich ist von Oberkante Gelände bis zu einer Höhe von 4 m bis 
maximal 5 m gegenüber dem oberen Fassadenbereich in einem anthrazit/dunkelgrauen Farbton zu 
gestalten. 

In allen Baugebieten sind stark reflektierende und spiegelnde Oberflächen unzulässig.

II. Hinweise

1 Archäologischer Relevanzbereich

Vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten muss im von Bautätigkeiten betroffenen Areal durch 
das Landesamt für Archäologie eine archäologische Grabung durchgeführt werden. Diese besteht in 
der Flächenplanierung, d. h. Abtragung des Oberbodens mittels eines exakt arbeitenden Großgerätes. 
Zur Überwachung der Flächenabtragung muss ein Facharchäologe der Behörde ständig zugegen 
sein. Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren. Der 
Termin für die Grabung ist mit dem Landesamt für Archäologie im Rahmen einer Vereinbarung 
abzustimmen.

Gemäß § 14 SächsDSchG besteht eine Genehmigungspflicht. Danach bedarf der Genehmigung der 
Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder den 
Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden.

Die archäologische Relevanz des Vorhabenareals belegen aus dem Umfeld bekannte, archäologische 
Kulturdenkmale, die nach § 2 SächsDSchG Gegenstand des Denkmalschutzes sind.

Das Ergebnis der Grabung kann weitere archäologische Untersuchungen erforderlich machen. Für die 
Grabungen ist zwischen den Bauherren und dem Landesamt für Archäologie eine Vereinbarung 
abzuschließen, die den Zeit- und Kostenrahmen benennt.

2 Anforderungen an Bepflanzungen im Bereich von Leit ungen

Im Bereich der Hochspannungsfreileitung, der Ferngasleitung sowie der Fläche zur Umverlegung des 
Wischke-Grabens (GFL-Fläche) sind bei Bepflanzungen besondere Anforderungen zu beachten. 
Genaueres ist mit den Leitungsträgern abzustimmen.

3 Vermeidung von Bodenerosionsprozessen

Aufgrund des Vorkommens von Löss, der im Plangebiet vorhandenen wasserstauenden Schichten 
und der Hanglage des Standortes, können insbesondere im Rahmen der Baumaßnahmen, 
Bodenerosionsprozesse durch oberflächlich abfließendes Wasser ausgelöst werden. Das Entstehen 
einer schädlichen Bodenveränderung gemäß § 2 Abs. 3 BBodSchG kann nicht ausgeschlossen 
werden.

Für die Durchführung von Baumaßnahmen sind geeignete Erosionsschutzmaßnahmen (z. B. Boden- 
umlagerungen nur bei trockener Witterung, Anlegen von Bepflanzungen quer zur Hangneigung) 
vorzusehen.
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